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Fakten       und       Argumente 

ngela Merkel: Wenn andere 
Parteien im Wahljahr in einen 
Wettbewerb um die Mitte 
eintreten wollen - CDU und 
CSU kann das nur recht sein. 
Denn es rückt unsere Stärke 
in den Fokus.       (Siehe Seite 10) 

Arbeitsmarktpolitik muss in 
Erster Linie Vermittlung sein 
jj^ir wollen, dass die Bun- 
j|esanstalt für Arbeit end- 
'ch weg kommt von der 
.Haltung der Arbeitslo- 
'Skeit und sich stärker als 

ö,sher auf ihre Kernauf- 
^abe konzentriert: auf die 

erTiittlung von Arbeit." 
Auf diese Formel brachte 

Parteivorsitzende   die 
Akt 
'ik 

Mive   Arbeitsmarktpoli- 
* jn Deutschland", die Prä- 
1 lum und Bundesvorstand 

am 18. Februar in Berlin be- 
schlossen haben. 

„Bundesagentur für den 
Arbeitsmarkt" soll zum Zei- 
chen der neuen Akzentset- 
zung die Nürnberger Be- 
hörde künftig heißen. An- 
gela Merkel: „Wir wollen 
damit deutlich machen: Die 
Bundesanstalt nimmt eine 
Dienstleistungsaufgabe für 
Arbeitslose wahr." 

Fortsetzung Seite 2 

Die CDU/ 
CSU-Bun- 
destagsfrak- 
tion hat ein 
Gespräch 
mit dem Bundesinnen- 
minister über die Zuwan- 
derungspolitik abgesagt. 
Friedrich Merz begrün- 
dete die Absage mit dem 
Fehlen schriftlicher Kom- 
promissangebote seitens 
der Regierung und mit 
der Weigerung der SPD, 
die Ausserungen von 
Ludwig Stiegler zurück- 
zunehmen. (Siehe Seite 7-9) 



HEUTE   AKTUELL 

• Laurenz Meyer: Schrö- 
ders Mitte ist ein potem- 
kinsches Dorf (Seite 4) • 
Edmund Stoiber: Integra- 
tionsfähigkeit und die 
Lage auf dem Arbeits- 
markt sind das Maß der 
Zuwanderung. Aus der 
Passauer Rede des Kanz- 
lerkandidaten (Seite 6) • 
Zuwanderung und Integra- 
tion: Union fordert Nach- 
besserungen (Seite 7) • 
Friedrich Merz zu dem 
Verunglimpfungen des 
SPD-Abgeordneten Stieg- 
ler: Die SPD muss sich 
entschuldigen. Und: Brief 
von Angela Merkel und 
Guido Westerwelle an 
den Bundeskanzler: Stel- 
len Sie klar (Seite 8-9) • 
Angela Merkel: Die Mitte 
ist rechts von links (Seite 
10-12) • Mit dem Inter- 
net fit für den Wahlkampf 
(Seite 16) • Angela Mer- 
kel und Maria Böhmer dan- 
ken Rita Süssmuth (Seite 
18) • Betriebsratswah- 
len in diesem Jahr: 1. 
März bis 31. Mai (Seite 
19) • Leitsätze für eine 
aktive Außen und Sicher- 
heitspolitik. Beschluss 
des 14. Parteitags in Dres- 
den (Dokumentation) 

'PRäSIDIUM   UND   BUNDESVORSTAND 

Haushaltsentlastung nicht 
auf Kosten von Ländern 

und Gemeinden 

Die Reform der Bundes- 
anstalt für Arbeit, die die 
CDU ausdrücklich als 
„Beitrag für einen zukünf- 
tigen Arbeitsmarkt" ver- 
steht, wird die Behörde 
von Aufgaben entlasten, 
die eigentlich nicht in ihre 
Zuständigkeit gehören: 
• Der Familienlastenaus- 
gleich wird deshalb künftig 
als „Familiengeld", in dem 
Kinder- und Erziehungsgeld 
zusammengeführt werden 
sollen, über die Steuerver- 
waltungen auszuzahlen sein. 
• Die Bekämpfung der ille- 
galen Beschäftigung soll auf 
die Zollverwaltung übertra- 
gen werden. 

Neben Dezentralisierung 
der Arbeitsverwaltung und 
Verschlankung der Landes- 
arbeitsämter soll die private 
Arbeitsvermittlung verstärkt 
werden. Erster Schritt: das 
Zulassungsverfahren für pri- 
vate Arbeitsvermittler nicht 
mehr über die Bundesanstalt 
für Arbeit abwickeln. 

Die Parteivorsitzende er- 
innerte in diesem Zusam- 
menhang daran, dass die 
CDU nur gegen den erbitter- 
ten Widerstand der SPD das 
Vermittlungsmonopol der 
Nürnerberger Anstalt hatte 
aufheben können. 

Als „Wahlkampf um sei- 
ne grüne Klientel" bezeich- 
nete Angela Merkel die Kri- 
tik, die Außenminister Fi- 
scher neuerdings an der Anti- 
Terror-Politik der US-Admi- 
nistration übt. Er sollte seine 
Regierungsarbeit machen 
und auch das deutsche Inter- 
esse daran zum Ausdruck 
bringen, dass der Irak die 
UN-Resolutionen einhält- 

Den Vorschlag von Ft' 
nanzminister Eichel, d'e 

Verschuldung der Haus- 
halte durch einen nationalen 
Solidaritätspakt zurückzu- 
führen, begrüßt die CDU- 
Die Entlastung dürfe aller 
dings nicht einseitig zu La' 
sten der Länder und Ge- 
meinden gehen. \)0 

IMPRESSUM 

UD 
UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deut.«'*' 
lands. Für den Inhalt verantwortlich: Axel König.Redaktion: Ernst-Jörg Netiper, KUngelhoferStr^ 
l07S5BerlmJelefon(030)22070-370,e-mail:ernst.neuper@cdu.deyerlag:UnionBetriehsGmMl 

EgermannslrafSe2,53359RheinbachJel.(02226)802-0.Telefar(02226)K02-llll333.Vertrieh:Tel- 

(02226) «02-123. Verlagsleitung: Bernd Profittlich. Bankverbindung: Sparkasse Bonn. Konto Nr- 
7510183(B&380500W),PostbankKöinNr.l93795-S04(BU370imO).AboiwcmcMspn!isßhr' 
Iich32.00€ Einzelpreis 1.00 € Herstellung: Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf- 

2   UID 5/2002 



BESCHLUSS DES B UNDESVORSTANDS AM 18. FEBRUAR1 

Aktive Arbeitsmarktpolitik in Deutschland 
- Ein Beitrag für einen zukunftsfähigen Arbeitsmarkt - 

Zur Reform der Bundes- 
anstalt für Arbeit und zur 
Stärkung ihrer Vermitt- 
lungstätigkeit sind folgen- 
de Maßnahmen vorrangig 
umzusetzen: 

* Arbeitsvermittlung hat 
Vorrang - Konzentra- 
tion auf die Kernaufga- 
ben und Entlastung von 
sachfremden Aufgaben 
Die Bundesanstalt muss 

Slch auf ihre Kernaufgaben 
konzentrieren. Dies sind 
* die Vermittlung von Ar- 
beüslosen auf offene Stel- 
en> • die Aktivierung von 
Arbeitslosen und deren Un- 
erstützung bei der Aufar- 
beitung von Vermittlung so- 
W|e • die Durchführung der 
Arbeitslosenversicherung. 

* Arbeitsmarkt- 
Politik stärker 
dezentralisieren 
Die effiziente Wahrneh- 

mung der Kernaufgaben der 
•oeitsverwaltung setzt eine 
Zentralisierung     voraus. 
Ie Zentrale der Bundesan- 

j^lt in Nürnberg soll sich 
. ünft'g im Wesentlichendar- 

konzentrieren,  die bun- 
eseinheitliche Anwendung 
es geltenden Rechts zu be- 

sichtigen, positive lokale 
nd regionale Ansätze der 

Vermittlung in Arbeit zu 
bündeln, zu verbreiten und 
weiter zu entwickeln sowie 
Vorschläge zur Entbürokra- 
tisierung der Verwaltungs- 
und Vermittlungstätigkeit zu 
unterbreiten. 

• Wettbewerb mit 
privaten Arbeitsver- 
mittlern stärken 
Gegen den Widerstand 

der Sozialdemokraten hat 
die Union das Vermittlungs- 
monopol der Bundesanstalt 
für Arbeit aufgehoben und 
private Arbeitsvermittler zu- 
gelassen. Effektivität und 
Akzeptanz der Arbeitsämter 
werden nur dann erhöht, 
wenn sie sich auch in Wett- 
bewerb und Kooperation 
mit privaten Anbietern be- 
währen müssen. Bundesar- 
beitsminister Riester hat es 
von Anfang an versäumt, 
mit der Bundesanstalt für 
Arbeit in einen Dialog über 
effiziente und wirtschaftli- 
che Vermittlungsaktivitäten 
der öffentlichen und priva- 
ten Arbeitsvermittlung ein- 
zutreten. Wir fordern des- 
halb, dass den Arbeitslosen 
künftig öffentliche und pri- 
vate Arbeitsvermittlung oh- 
ne Anknüpfung an die Dauer 
der Arbeitslosigkeit zur Ver- 
fügung stehen. 

Zur Stärkung des Wett- 
bewerbs in der Arbeitsver- 
mittlung sollen Arbeitsu- 
chende künftig einen Ver- 
mittlungsgutschein erhal- 
ten, sofern das Arbeitsamt 
nicht sofort einen freien Ar- 
beitsplatz nachweisen kann. 
Dieser Gutschein berech- 
tigt, Vermittlungsunterstüt- 
zung auch durch private An- 
bieter zu erhalten oder er- 
gänzende Trainingsmaßnah- 
men in Anspruch nehmen zu 
können. 

Das Zulassungsverläh- 
ren für private Arbeitsver- 
mittler und Zeitarbeitsunter- 
nehmen muss einer anderen 
Behörde als der Bundesan- 
stalt für Arbeit zugeordnet 
werden. Es ist ein Anachro- 
nismus, dass die Behörde, 
die im Wettbewerb zu priva- 
ten Arbeitsvermittlern und 
Zeitarbe its unternehmen 
steht, gleichzeitig über de- 
ren Zulassung entscheidet. 

• Arbeitslosenstatistik 
endlich aussagekräfti- 
ger machen 
Die Arbeitsmarkt-Stati- 

stik ist umfassend zu entrüm- 
peln und wesentlich aussa- 
gekräftiger zu machen. Sie 
muss insbesondere auf die 
politisch wesentlichen Be- 
reiche konzentriert werden, 
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1 BESCHLUSS DES BUNDESVORSTANDS AM 18. FEBRUAR 

damit politischer Handlungs- 
bedarf rasch und zutreffend 
erkannt werden kann. 

• Wirkung arbeits- 
marktpolitischer 
Maßnahmen besser 
überprüfen 
Alle arbeitsmarktpoliti- 

schen Maßnahmen sind stän- 
dig auf ihre Wirksamkeit hin 
zu überprüfen. So ist vor al- 
lem zu untersuchen, • wel- 
ches Kosten-Nutzen-Ver- 
hältnis eine Maßnahme auf- 
weist,« in welchem Umfang 
eine Eingliederung in den er- 
sten Arbeitsmarkt gelingt 
und • welche Mitnahmeef- 
fekte entstehen. 

• Selbstverwaltung 
reformieren 
Auch die Selbstverwal- 

tung der Bundesanstalt für 
Arbeit muss einer Struktur- 
reform unterzogen werden. 
Ziel muss sein, zu schlanken 
und demokratisch legiti- 
mierten Gremien zu kom- 
men, die ihre Kompetenzen 
und Kontrollaufgaben wirk- 
sam wahrnehmen können. 

• Kundenorientierung 
erhöhen 
Die Aufgabe der kunden- 

orientierten Vermittlung in 
Arbeit muss absolute Prio- 
rität in den Arbeitsämtern er- 
halten. Die Arbeitsämter 
müssen ihre Tätigkeit stär- 
ker an den Möglichkeiten 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Schröders Mitte 
ist ein potemkinsches Dorf 

Zur Rede des SPD-Vorsit- 
zenden Gerhard Schröder 
auf dem SPD-Kongress 
„Die Mitte in Deutschland" 
erklärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

Die Ausführungen des 
Bundeskanzlers waren der 
beste Beweis dafür, dass 
seine eigene rot-grüne 
Bundesregierung unter 
den selbst aufgestellten 
Latten einer politischen 
Mitte drunter herläuft. 

Die höchste Staatsver- 
schuldung in Europa hat 
mit Nachhaltigkeit und 
Verantwortung gegenüber 
zukünftigen Generationen 
nichts zu tun. Für 4,3 Mil- 
lionen Arbeitslose ist die 
Worthülse soziale Gerech- 
tigkeit zur Beleidigung ge- 
worden. Und wie steht es 

und Bedürfnissen der Ar- 
beitssuchenden und der Ar- 
beitgeber ausrichten und 
sich als „Service-Agentur" 
verstehen. Um das zu errei- 
chen, sind folgende Maß- 
nahmenerforderlich: • kun- 
denorientierte Öffnungs- 
zeiten der Arbeitsämter auch 
an Nachmittagen und in den 
Abendstunden,  •  flächen- 

mit der politi- 
schen Kultur 
von Gerhard 
Schröder, 
wenn er durch 
den Pakt mit 
der PDS die SPD nach 
Linksaußen rücken lässt? 

Das Fazit lautet: Die po- 
litische Mitte des SPD-Vor- 
sitzenden Schröder ist nichts 
anderes als ein potemkin- 
sches Dorf. Schröder ver- 
sucht es immer wieder, mit 
bloßer Rhetorik sich aus sei- 
ner Verantwortung als Bun- 
deskanzlerzureden. Wer zu- 
dem erklären lässt, die 
„Mitte ist rot", unterliegt ei- 
nem politischen Irrtum. Das 
sagt viel über die eigene 
Selbsteinschätzung und den 
wahren Kurs der Sozialde- 
mokraten aus. 

deckende Einrichtung von 
Arbeitgeber-Hotlines, übef 

die Stellenangebote rasch >n 

die Vermittlungstätigke'1 

eingespeist werden können- 
• Akquirierung von A1"' 
beitsstellen durch aktiver6 

Betreuung der Arbeitgeber 

z. B. durch Betriebssuch6 

und detaillierte Erstellung 
von Anforderungs- und B6' 
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^erberprofilen, • Verbesse- 
rung der Internetnutzung zur 
Stellenvermittlung bis hin 
2ur Selbstvermittlung, • 
bundesweite Vernetzung der 
katensysteme der 181 Ar- 
beitsämter, damit die Ver- 
m'ttlungstätigkeit nicht an 
clen Zuständigkeitsberei- 
chen einzelner Arbeitsämter 
Scheitert, • Ausbildung von 
" Verm ittl ungsmanagern", 
deren Aufgabe darin besteht, 
regionale Arbeitsmarktnetz- 
werke aufzubauen. 

* Zahl der Arbeitsver- 
mittler stark erhöhen - 
Leistungsanreize ver- 
bessern 
Die in der Arbeitsver- 

mittlung tätigen Mitarbeiter 
haben die schwierige Auf- 
gabe, eine passgenaue per- 
Sönliche Beratung zu lei- 
sten, individuelle Anforde- 
^gsprofile zu erstellen und 
Möglicherweise auch Quali- 
l2|erungserfordernisse her- 
anarbeiten. 

Durch die Konzentration 
uf Kernaufgaben und die 
erschlankung der Struktu- 

Fischer in den grünen Latzhosen des Wahlkämpfers 

ren eröffnet sich die Chance, 
einen größeren Teil der rund 
90.000 bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit Beschäftig- 
ten für direkte Vermitt- 
lungstätigkeiten einzuset- 
zen. Ziel muss es sein, die 
Zahl der derzeit etwa 8.500 
Arbeitsvermittler auf min- 
destens 20.000 Arbeitsver- 
mittler aufzustocken und so 
die Arbeitsvermittlung zu 
verstärken. 

Außerdem müssen Ver- 
fahren gefunden werden, 
Anreize für besondere Lei- 
stungen der Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter in der 
Vermittlung zu setzen. Er- 
folgsorientierte Entloh- 
nungsanteile erhöhen die 
Motivation, eine Vermitt- 
lung auch tatsächlich erfolg- 
reich und möglichst dauer- 
haft abzuschließen. 

• Niedriglohn- 
bereich: Dreisäulen- 
modell der Union 
Besondere Probleme der 

Arbeitsvermittlung beste- 
hen im Niedriglohnbereich. 
Für Arbeitnehmer bestehen 

kaum Anreize zur Auf- 
nahme von Arbeit, da die 
Beiträge zur Sozialversiche- 
rung zu hoch und die Steuer- 
regelungen zu kompliziert 
sind. Die Union hat zur Lö- 
sung dieses Problems ein 
„Drei-Säulen-Model 1" vor- 
gestellt, durch das kleine 
Einkommen von Sozialver- 
sicherungsbeiträgen entla- 
stet werden und Arbeitslo- 
sengeldempfänger aus Mit- 
teln der Bundesanstalt für 
Arbeit eine Aufstockung des 
Arbeitsentgeltes einschließ- 
lich eines Zuschlages erhal- 
ten können, wenn sie bereit 
sind, eine niedrig entlohnte 
Arbeit anzunehmen. Allein 
durch diese Maßnahmen, 
mit denen neue Beschäfti- 
gungsbereiche erschlossen 
werden, könnten bis zu 
800.000 neue Stellen ge- 
schaffen werden. 

UiTH/M 

Voller Wortlaut des 
Bundesvorstandsbe- 

schlusses zur aktiven 
Arbeitsmarktpolitik: 

www.cdu.de 

j;lnen „schweren Fehler" hat der CDU- 
fndestagsabgeordente Friedbert Pflüger 
le Kritik des grünen Außenministers FS- 

Scher an der Anti-Terror-Politik der Verei- 
nten Staaten genannt.Mit der „in Stil und 
nalt völlig unangemessenen" öffentli- 

chen Belehrung von Präsident George W. 
Bush sei der Vizekanzler „aus dem feinen 
Anzug des Staatsmannes in die Latzhosen 
des grünen Wahlkämpfers geschlüpft". Fi- 
scher zeige damit: Er und seine Partei ste- 
hen „mit dem Rücken an der Wand". 
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'ZUWANDERUNG   UND   INTEGRATION 

EDMUND   STOIBER: 

Maß der Zuwanderung: Integrations- 
fähigkeit und Lage auf dem Arbeitsmarkt 

Ich will eine redliche Aus- 
einandersetzung über die 
Frage, wieviel an Zuwan- 
derung unsere Gesellschaft 
noch verkraften kann: 

• angesichts von über 4 
Millionen Arbeitslosen in 
unserem Land • angesichts 
von über 1 Million Kinder, 
die von der Sozialhilfe leben, 
• angesichts der zunehmen- 
den Zahl von Schulklassen, 
in denen deutsche Kinder in 
der Minderheit sind und • 
angesichts einer zunehmen- 
den Zahl von ausländischen 
Schülern, die keinen Ab- 
schluss erreichen, weil sie 
bei uns zu spät und häufig 
mit völlig unzureichenden 
Deutschkenntnissen einge- 
schult werden, • angesichts 
ganz erheblicher Integrati- 
onskosten in Milliardenhö- 
he, die Bund, Länder und 
Kommunen schon heute jähr- 
lich aufzubringen haben. 

Unsere Position ist klar: 
Die Zuwanderung muss sich 
an der Integrationslähigkeit 
der Gesellschaft orientieren. 
Zuwanderung darf nicht zur 
Entwicklung von Parallelge- 
sellschaften führen. Doch 
Rot-Grün verweigert sich die- 
sen Problemen, weil sie im 
Grunde   genommen   unsere 

Gesellschaft und unsere na- 
tionale Identität durch Zu- 
wanderung verändern wollen. 

Auch wenn uns die Bun- 
desregierung gegenwärtig 
etwas anderes glauben ma- 
chen will: Die Grünen ha- 
ben keine Zuwanderungs- 
begrenzung im Kopf. Sie 
wollen genau das Gegenteil 
von Zuwanderungsbegren- 
zung. Das belegen eindeutig 
die Parteiprogramme, die 
Parteirats- und Parteitags- 
beschlüsse der Grünen. 

Ich gehe davon aus, dass 
die Grünen ihre eigenen Be- 
schlüsse und Ziele nicht auf- 
geben und verraten werden. 
Deshalb lautet mein Fazit: 
Die Grünen sind nur schein- 
bar zu Kompromissen beim 
Zuwanderungsgesetz be- 
reit. Sie versuchen uns mit 
Kompromissangeboten zu 
ködern und die Öffentlich- 
keit zu täuschen. 

Die Grünen wollen of- 
fensichtlich das Gesicht 
Deutschlands verändern. Vor 
diesem Hintergrund muss 
die Debatte um das Zuwan- 
derungsgesetz und müssen 
auch die scheinbaren verba- 
len Zugeständnisse von Rot- 
Grün sehr kritisch gesehen 
werden. 

Aus der Rede des Kanzler- 
kandidaten der Union beim 
Politischen Aschermittwoch 

am 13. Februar in Passau 

Wir  halten  daran  fest: 
Wer dauerhaft bei uns leben 
möchte, der muss den Wü' 
len zur Integration  habe11 

und auch bereit sein, unsere 
Werte und unsere Kultur zu 

achten und zu respektieren- 
Deutschland erbringt schon 
heute eine große Integra11' 
onsleistung. Wir integrieren 

jedes Jahr eine Stadt in def 

Größe von Nürnberg ode' 
Dortmund. Da ist die I"t6' 
grationsfähigkeit vieler Orfs 

bereits jetzt überschritten- 
Für uns gilt: Dielntegrf 
tionsfähigkeit und <•' 
Lage auf dem Arbeit** 
markt ist das Maß dj* 
Zuwanderung! 
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ZUWANDERU NG  UND  INTEGRATION1 

SECHZEHN-PUNKTE-PAPIER 

Union fordert Nachbesserungen 
Ani 14. Februar in Berlin 
•anden Beratungen über 
*ten Koalitionsentwurf ei- 
nes Zu wanderungsgesetz- 
tes statt. Anden Beratungen 
lahmen die Spitzen von 
ct>U und CSU, Angela 
Merkel und Edmund Stoi- 
ber sowie die Generalse- 
kretäre Laurenz Meyer und 
Thomas Goppel teil - aber 
aüch der Vorsitzende der 
^üwanderungskommission, 
Ministerpräsident Peter 
Füller, der bayerische In- 
nenminister Günther Beck- 
stein und der stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/ 
•-SU-Bundestagsfraktion, 
Wolfgang Bosbach. 

Müller machte deutlich, 
^s der vorliegende Ent- 
Urf   nicht   zustimmungs- 

äh'g sei, da keine Begren- 
*Ung der Zuwanderung Stati- 
ve,   sondern   eine   Aus- 
e'tung. Dies werde die Pro- 
eme  bei  der  Integration 

Schärfen. 

Gesetzentwurf 
überarbeiten 

D 
ster 

er saarländische Mini- 
Präsident betonte, die 

b
n'°n  habe   ihren  Nach- 

sserungsbedarf in einem 
" echzehn-Punkte-Papier" 

konkretisiert. Er 
forderte die Koali- 
tion auf, die Ände- 
rungsvorschläge 
von CDU und CSU 
zu berücksichtigen 
und einen überar- 
beiteten Gesetzentwurf vor- 
zulegen. 

Müller machte deutlich, 
dass die Union das von der 
Koali- tion angestrebte Ver- 
fahren nicht akzeptieren 
werde. Rot-Grün plant, die 
Vorschläge von CDU und 
CSU erst vor der Entschei- 
dung im Bundesrat zu berück- 
sichtigen, nicht schon bei der 
Abstimmung im Bundestag. 
Auf diese Weise sollen SPD- 
CDU-regierte Länder zur Zu- 
stimmung bewegt werden. 
Der Ministerpräsident machte 
jedoch deutlich, dass auch der 
brandenburgische Innenmini- 
sterjörg Schönbohm die Posi- 
tion der Union voll mittrage. 
Der bayerische Innenminister 
Beckstein sagte, eine „Trick- 
serei" wie bei der Steuerre- 
form werde es nicht geben. 

Ausdrücklich wies Peter 
Müller darauf hin, dass die 
Äußerungen des stellvertre- 
tenden SPD-Fraktionsvorsit- 
zenden Ludwig Stiegler das 
politische Klima in der Dis- 
kussion um das Zuwande- 
rungsgesetz vergiftet hätten. 

eckstein       W. Bosbach 

Stiegler hatte den Vorgän- 
gerparteien von Union und 
FDP eine historische Mit- 
schuld am Aufstieg Hitlers 
gegeben. Diese Entgleisung 
sei „gänzlich unerträglich", 
sagte der Ministerpräsident. 
Es handele sich dabei um ei- 
nen „Schlag ins Gesicht der 
Gründerväter der Union". 

Äußerungen aus der 
Welt schaffen 

Müller erinnerte in die- 
sem Zusammenhang an Karl 
Arnold und Eugen Gersten- 
meier, die aus den Konzen- 
trationslagern der Nazis be- 
freit worden waren. „Diese 
Äußerungen müssen aus der 
Welt geschaffen werden", 
bekräftigte er. Die Union er- 
warte ein klärendes Wort 
von der Spitze der deutschen 
Sozialdemokratie. 

Wortlaut des Sechzehn- 
Punkte-Papiers: www. 

cdu.de/politik-a-z 
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FRIEDRICH   MERZ 

Die SPD muss sich entschuldigen 
„Die Mitte in Deutschland 
ist rot" - mit diesem Slo- 
gan beansprucht die SPD 
wieder einmal die politi- 
sche Mitte für sich. Richtig 
daran ist, dass die deutsche 
Hauptstadt, das politische 
Zentrum unseres Landes, 
seit Ende 2001 gleich von 
zwei roten Parteien regiert 
wird. Mit politischer Mitte 
hat das nun wirklich nichts 
zu tun. 

Welche Doppelstrategie 
die SPD im Wahljahr 2002 
allerdings verfolgt, wird erst 
im Zusammenhang mit ei- 
nem anderen Vorgang rich- 
tig deutlich: So behauptet 
der stellvertretender Vorsit- 
zende der SPD-Bundestags- 
fraktion, Ludwig Stiegler, es 
seien die Vorläuferparteien 
von CDU und CSU gewe- 
sen, die Hitler verharmlost 
und ihn 1933 an die Macht 
gebracht hätten. Und daraus 
trage die Union eine histori- 
sche Schuld, die es jetzt 
beim NPD-Verbotsantrag 
zu begleichen gelte. 

Union soll nach rechts 
ausgegrenzt werden 

Diesem in mehrfacher 
Hinsicht infamen und histo- 
risch so absurden wie fal- 

schen Vorwurf sind die 
SPD-Bundestagsfraktion 
und ihr Vorsitzender bis 
heute nicht entgegengetre- 
ten. Der Vorgang ist eben 
Teil des Versuchs, die Union 
nach rechts auszugrenzen 
und die Mitte nur noch durch 
die SPD zu besetzen. 

Wohin es führt, wenn 
Parteien meinen, die allei- 
nige Deutungshoheit über 
die Geschichte zu haben und 
sie für die eigenen Zwecke 
instrumentalisieren und ver- 
biegen zu können, zeigt das 
Beispiel der SED/PDS. Es 
bedarf deshalb noch einmal 
einer gesonderten Erörte- 
rung, warum SPD und PDS 
der Auffassung sind, ausge- 
rechnet Rosa Luxemburg in 
Berlin ein Denkmal zu set- 
zen. Schließlich ist die Säu- 
lenheilige der PDS keines- 
wegs die glühende Verfech- 
terin der parlamentarischen 
Demokratie gewesen, als die 
sie so gern hingestellt wird. 

SPD und PDS zeichnen auch 
ganz gezielt ein falsches 
Bild von der Entstehungsge- 
schichte der Union. 

CDU und CSU haben 
keine Vorläuferparteien 

Die CDU war bewusst 
als Antwort auf die Diktatur 
der Nationalsozialisten, den 
Krieg und den Holocaust ge- 
gründet worden. Die Unions- 
gründer, die zum Teil noch 
wenige Tage und Wochen 
vor ihren Aufrufen zur Grün- 
dung einer neuen Partei m 
den Konzentrationslagern 

der Nationalsozialisten ge' 
sessen hatten, wollten ein 
neues, ein anderes Deutsch- 
land aufbauen. In den Kölner 
Leitsätzen vom Juni 1945 
heißt es: „Ein neues Deutsch- 
land soll geschaffen werden- 
das auf Recht und Frieden ge' 
gründet ist." CDU und CS^ 
waren Neugründungen, di 
keine Vorläuferparteien ha1' 
ten. Deshalb erhielten CD^ 
und CSU im Gegensatz zür 

SPD nach 1945 keine Wie- 
dergutmachung. 

Natürlich gab es pers°' 
nelle Kontinuitäten zwische" 
den Weimarer Parteien, de^ 
Zentrum, der DVP und Wv 

und der neu gegründete 
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CDU und CSU. Aber waren 
nicht auch Wehner und viele 
andere KPD-Mitglieder spä- 
ter sogar führende Mitglie- 
der in der SPD? Und haben 
nicht gerade Union und SPD 
früher beide den Anspruch 
an sich selbst gestellt, zur 
Mitte hin zu integrieren? Die 
Union gibt diesen Anspruch 
auch heute nicht auf! 

Die SPD verkündet 
schließlich ein „historisches 
Werturteil", nach dem Kon- 
servative und Liberale hi- 
storische Schuld in der End- 
zeit der Weimarer Repu- 
blik auf sich geladen hätten. 
Die Gründe für das Schei- 
tern der Weimarer Repu- 
blik sind vielfältig. Aber bei 
allen, die sich mit dieser 
Frage seriös beschäftigen, 
lst unumstritten: So einfach, 
^ie es die SPD darstellt, ist 
es nicht. 

1930: Versagender 
Sozialdemokraten 

Natürlich ist die Rolle des 
Zentrum, der DDP und der 
DVp in der Weimarer Repu- 
|'k kritisch zu würdigen und 
le begangenen Fehler müs- 

Sen auch heute noch klar be- 
nannt werden. Doch der Hi- 
storiker   Heinrich    August 
^inkier,    ganz    bestimmt 
jjjcht im Verdacht, der SPD 
esonders kritisch entgegen- 

stehen, macht darauf auf- 

BRIEF   AN   DEN   BUNDESKANZLER: 

Stellen Sie klar! 
Nach dem stellvertre- 

tenden SPD-Fraktionsvor- 
sitzenden Ludwig Stiegler 
hat sich jetzt auch der Vor- 
sitzende der SPD-Fraktion 
im Deutschen Bundestag, 
Dr. Peter Struck, die Posi- 
tion zu Eigen gemacht, wo- 
nach die Unionsparteien 
und die FDP eine politische 
Verantwortung für die 
Machtergreifung Adolf Hit- 
lers trügen. Eine solche 
Verleumdung lässt nach 
unserer Auffassung das Ni- 
veau der politischen De- 
batte im Wahlkampf jähr ins 
Bodenlose absinken. 

Gerade angesichts ex- 
tremistischer Bedrohungen 
von Rechts und von Links 
muss allen Demokraten 
daran gelegen sein, diese 
Bedrohungen gemeinsam 
zu bekämpfen, anstatt nun 

einander zu verunglimpfen. 
Unser Appell an Sie lautet 
deshalb: Sorgen Sie in Ihrer 
Partei dafür, dass andere de- 
mokratische Parteien als 
Wettbewerber, nicht als 
Feinde behandelt werden. 
Stellen Sie klar, dass die 
Äußerungen von Herrn 
Stiegler und Herrn Struck 
weder die Meinung der 
SPD-Bundestagsfraktion 
noch die der SPD insgesamt 
wiedergeben. Es ist an Ih- 
nen, dieses ehrverletzende 
Verhalten mit klaren Wor- 
ten zu beenden. Wir gehen 
davon aus, dass auch Sie 
wissen: Wenn sich Demo- 
kraten gegenseitig derart 
abstoßend verunglimpfen, 
wenden sich die Bürger ins- 
gesamt von der Politik ab. 
Dies zu verhindern, ist un- 
sere gemeinsame Aufgabe. 

Angela Merkel     Guido Westerwelle 

merksam, dass es beim 
Bruch der Großen Koalition 
im Jahre 1930 ein Fehler 
eben der SPD gewesen sei, 
nicht die letzte Chance ge- 
nutzt zu haben. Überdies hät- 
ten die Sozialdemokraten 
„sich gegenüber Reichsrc- 
gierungen, in denen sie selbst 
vertreten waren, häufig so 

verhalten, als seien sie nach 
wie vor Oppositionspartei". 

Wenn es also eine Lehre 
aus dem Scheitern der Wei- 
marer Republik gibt, dann 
die, dass demokratische Par- 
teien nicht mit extremisti- 
schen Parteien, egal ob von 
links oder rechts, zusammen- 
arbeiten dürfen. UD 
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ANGELA   MERKEL 

Die Mitte ist rechts von links 
Die politische Mitte ent- 
stand in Deutschland als 
Antwort auf die furchtbare 
Erfahrung mit dem Natio- 
nalsozialismus. Und sie hat 
sich den kommunistischen 
Diktaturen als überlegen 
erwiesen. So wirkt sie auch 
heute: Eine starke Mitte ist 
die einzige Garantie gegen 
Rückfälle in jedwede Ideo- 
logie. 

Die Wirkung, die sie nach 
dem Krieg entfaltete, machte 
sie auch zu einer Kraft der 
Zukunft. Sie bestimmte den 
Kurs der Bundesrepublik. 
Eine Aufgabe, die sie wieder 
übernehmen muss. Die Jahr- 
zehnte nach dem Zweiten 
Weltkrieg waren eine Zeit 
großer Veränderung. Die 
von der Globalisierung ge- 
prägte Umbruchphase, die 
wir derzeit erleben, ist es 
wieder. Wir stehen vor der 
Aufgabe, den besten Weg in 
die Zukunft zu finden. Auf 
der Suche nach dem besten 
Weg erfolgreich sein kann 
nur, wer Brücken schlägt. 
Der Gründungsimpetus der 
CDU zielt darauf, Brücken 
zu schlagen: Brücken zwi- 
schen den Konfessionen, 
zwischen Arbeitnehmern und 
Unternehmern, zwischen ge- 
sellschaftlichen Gruppen und 
zwischen   den   Geschlech- 

tern. Dieser Brückenschlag 
muss immer wieder geleistet 
werden. Und wir haben ihn 
erneut geleistet. Deshalb ist 
die CDU des Jahres 2002 
nicht mehr die CDU des Jah- 
res 1998. 

Die politische Mitte fin- 
det den besten Weg, weil sie 
ihn sucht. Das unterscheidet 
sie von anderen. Auf diesem 
Weg nimmt sie die Men- 
schen mit-Schritt für Schritt. 
Sie findet den besten Weg, 
weil sie neue Chancen eröff- 
net und zugleich Stabilität 
sichert. Handeln mit Augen- 
maß-das ist Mitte. 

Angesichts der Oberfläch- 
lichkeit und des Mutwillens, 
mit dem manche die Mitte zu 
okkupieren suchen, braucht 
die Diskussion klare Maß- 
stäbe. Denn „Mitte" ist kein 
Etikett, das man sich nach 
Belieben umhängen kann. Es 
reicht nicht, den Begriff im 
Munde zu führen: Papier ist 

geduldig, aber gemessen 
wird man an konkreter Poli- 
tik. Mitte verpflichtet. 

Die Mitte ist eine 
Haltung 

Die Mitte bestimmt sich 
nicht als „Abrücken von", 
sondern als „Einstehen für": 
für das eigene Land, für die 
europäische Einigung und 
die transatlantische Partner- 
schaft, für Freiheit und Ver- 
antwortung. Nicht ideologi- 
sche Konstrukte für die Ge- 
sellschaft sind ihre geistige 
Grundlage, sondern das 
christliche Menschenbild, 
das den einzelnen in seiner 
Einzigartigkeit und mit sei- 
nem ganzen Potential an 
Entfaltungsmöglichkeiten 
und Mitverantwortlichkeit 

in den Mittelpunkt stellt. Die 
Mitte bringt so eine Politik 
auf den Begriff, die vom ein- 
zelnen her denkt und prag- 
matisch handelt. Sie kennt 
keine Interessen von Klas- 
sen und Schichten, sie kennt 
nur Bürger. Dieser Politik- 
ansatz gibt nie den Anspruch 
auf, anfangs Widerspruch'1' 
ehe Interessen auf eine rich- 
tige Entscheidung hin zu in' 
tegrieren; er erschöpft sief 
nie in einem Gegeneinan- 
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der-Ausspielen von Inter- 
essengruppen. Der Mitte 
reicht es aber nicht, Zustim- 
mung und Widerspruch ein- 
fach auszubalancieren. Ihr 
Bestreben richtet sich dar- 
auf, die Gesellschaft auf ein 
gemeinsames Ziel auszu- 
richten. Politik der Mitte 
Weiß: Sie muss den Men- 
schen ihre Freiheit lassen; 
und sie kann darauf zäh- 
len, dass sie Verantwortung 
übernehmen - für sich und 
für andere. 

Die Mitte hat 
Prinzipien 

Bei allem notwendigen 
Pragmatismus steht die Mit- 
te zu klaren Prinzipien. Die- 
Se Prinzipien bestimmen 
Zunächst einmal ihre politi- 
schen Inhalte und Pro- 
gramme. Nicht umsonst 
braucht Wirtschaftspolitik 
der Mitte Ordnungspolitik. 
ü'e Soziale Marktwirt- 
schaft setzt auf Wettbe- 
werb, um Wohlstand für alle 
*u schaffen. Rolle des Staa- 
ts ist es, einen Ordnungs- 

^hrnen zu definieren, der 
'eilhabe sichert und Aus- 
wüchse verhindert. Wie ei- 
ne Wirtschaftspolitik aus- 
leht, die keine Prinzipien 
ennt, erleben wir derzeit: 
le schwankt zwischen Re- 

gierung und Intervention, 
wischen Scheinselbststän- 

digkeitsgesetz und Holz- 
mann, zwischen Betriebs- 
verfassungsgesetz und Bom- 
bardier. Das Ergebnis: 
Deutschland ist Schlusslicht 
beim Wirtschaftswachstum 
im europäischen Vergleich. 
Wirtschaftspolitik der Mitte 
ist vor allem Wirtschaftspo- 
litik für den Mittelstand: Sie 
setzt Anreize für Unterneh- 
mer-geführte Betriebe und 
für den gesellschaftlichen 
Mittelstand der leistungs- 
bereiten Normalverdiener. 
Denn sie sind es vor allem, 
die unseren Wohlstand 
schaffen. Dieser breite Mit- 
telstand der Gesellschaft 
muss steuerlich endlich ent- 
lastet werden. Die Prinzi- 
pien der Mitte definieren 
aber auch Möglichkeiten 
und Grenzen für Koalitio- 
nen und Bündnisse. Jeder 
Versuch scheitert, den An- 
spruch auf die Mitte mit der 
eigenen Bereitschaft zu be- 
gründen, wahllos Macht- 
bündnisse zu schmieden. 
Dieser Versuch kann nur 
von Leuten kommen, denen 
-das Wortspiel sei erlaubt - 
der„rote Faden" fehlt. Inder 
„Dresdner Erklärung" vom 
August 1994 erklärte die 
SPD, eine Zusammenarbeit 
mit der PDS „kommt für uns 
nicht in Frage". Unterzeich- 
ner unter anderen: Reinhard 
Höppner und Harald Rings- 
torff- heute beide Minister- 
präsidenten   in  rot-rot  re- 

gierten Bundesländern. Die 
rot-rote Regierungsbildung 
in der deutschen Hauptstadt 
Berlin mahnt noch einmal 
zu Realismus gegenüber al- 
len Bekundungen aus der 
SPD, man wolle mit der 
PDS auf Bundesebene nicht 
zusammengehen. 

Ohne eine glaubwürdige 
Abgrenzung zu extremen 
Kräften aber-auf der Rech- 
ten wie auf der Linken - 
kann kein Anspruch auf die 
Mitte von Bestand sein. Die 
Union hat diese Abgren- 
zung immer konsequent 
vollzogen - und sie bleibt 
dabei. Denn für uns gilt 
nach wie vor, dass es keine 
demokratisch legitimierte 
Kraft rechts von uns auf 
Bundesebene geben darf. 
Wir wollen zur Mitte hin in- 
tegrieren, anstatt mit Extre- 
men zu paktieren. 

Die Mitte hat 
Wurzeln 

Modernisierung darf nie 
so weit gehen, den Men- 
schen die eigene Mitte zu 
rauben. Politik der Mitte er- 
mutigt zur Freiheit, zu- 
gleich aber sorgt sie für ein 
Umfeld der Stabilität. Insti- 
tutionen und Traditionen, 
Region und Religion, Hei- 
mat und vor allem die Fa- 
milie sind hohe Güter für 
die politische Mitte: weil 
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sie es auch im Leben der 
Menschen sind. 

Kern unserer Gesellschaft 
und Kern unserer Politik ist 
die Familie. Die Mitte scheut 
sich nicht, Gutes zu bewah- 
ren, auch wenn es traditionell 
ist. Dazu gehört die Förde- 
rung von Ehe und Familie ge- 
genüber anderen Lebensfor- 
men. Auch die Aufgabe, Sta- 
bilität und Verwurzelung des 
Gemeinwesens insgesamt zu 
sichern, macht sich die Mitte 
zu eigen. Deshalb ist die 
Frage so wichtig, was Inte- 
gration von Einwanderern 
bedeutet. Reichen zulängli- 
che Sprachkenntnisse - oder 
brauchen wir nicht vielmehr 
ein offensives Bekenntnis zu 
unserer aufgeklärten Gesell- 
schaft, zu unserem europäi- 
schen Erbe, ein Ja auch zum 
Patriotismus? 

Die Mitte ist 
Bewegung 

Die politische Mitte in 
Deutschland war immer 
schon eine Kraftquelle des 
Fortschritts. Von den Römi- 
schen Verträgen bis zur Li- 
beralisierung des Telekom- 
munikationsmarktes, vom 
Kindergeld bis zur Ein- 
führung des Katalysators, 
von einer modernen Me- 
dienindustrie bis zum Euro: 
die Mitte ist Bewegung. Was 
wir dagegen derzeit erleben, 

ist Stillstand, ja Rückschritt. 
Der Arbeitsmarkt wird nicht 
geöffnet, er wird immer wei- 
ter reguliert. Die Rechnung 
kommt mit den Arbeitslosen- 
zahlen. Statt auf mutige Re- 
formkonzepte setzt die jet- 
zige Regierung auf struktur- 
konservative Politik. Zu- 
kunftsfähig ist das nicht. 

Die Mitte will Bewe- 
gung. Sie weiß: Reformen 
dienen dazu, neue Sicher- 
heiten zu schaffen da, wo 
sich alte Sicherheiten auflö- 
sen: inder Altersvorsorge, in 
der Gesundheitspolitik, bei 
den Erwerbsbiographien, in 
der Bildung, um nur einige 
Stichworte zu nennen. Re- 
formen werden uns gelin- 
gen, weil wir dem einzelnen 
den Nutzen von Reformen 
glaubhaft machen können. 

Mitte ist Reformkraft, 
Kraft des Fortschritts - und 
Quelle neuer Stabilität. All 
das braucht Deutschland 
dringend. Unsere Erfolge aus 
der Wirtschaftswunderzeit 
unter den Bedingungen des 
21. Jahrhunderts wieder 
möglich zu machen, ist Ziel 
einer neuen Sozialen Markt- 
wirtschaft. Eine vorbildliche 
Rolle Deutschlands in Eu- 
ropa, eine starke Rolle Euro- 
pas in der Welt: auch das sind 
zentrale Zukunftsprojekte 
der politischen Mitte in 
Deutschland. Wenn andere 
Parteien im Wahljahr in ei- 
nen   Wettbewerb   um   die 

Mitte eintreten wollen - 
CDU und CSU kann das nur 
recht sein. Denn es rückt un- 
sere Stärke in den Fokus. Seit 
Gründung der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist die 
Union fest in der politischen 
Mitte verankert - in ihrem 
politischen Handeln in Re- 
gierung und Opposition 
ebenso wie im Bewusstsein 
der Bürger. 

Als das Meinungsfor- 
schungsinstitut Emnid jüngst 
nach der Verortung der 
großen Parteien auf einem 
Spektrum von 1 (links) bis 10 
(rechts) fragte, haben die 
Deutschen die CDU mit ei- 
nem Wert von 5,8 fast exakt 
der Mitte (5,5) zugeordnet; 
die Sozialdemokraten hinge- 
gen schieben sie mit einem 
Wert von 4,1 auf den linken 
Flügel. Ganz klar: Die Mitte 
ist rechts von links. 

Nach vier verlorenen 
Jahren braucht Deutschland 
jetzt wieder eine Regierung 
der Mitte. Das sieht auch die 
Mehrheit der Deutschen so- 
Nach dem Scheitern des rot- 
grünen Experiments ist das 
politische Deutschland auf 
dem Heimweg. 

Der Namensartikel 
der Parteivorsitzende 

ist in der „Frankfurt^' 

Allgemeinen Zeitung 
vom 18. Februar 

erschienen. 
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JEDEN FÜNFTEN Wäh- 
ler hat die SPD seit der Bun- 
destagwahl 1998 im Osten 
Verloren. Wenn morgen ge- 
wählt werden würde - so 
Ernnid-Chef Klaus-Peter 
Schöppner in der „Ostsee- 
zeitung" -, erhielte die CDU 
" Prozent der Stimmen, die 
SpD nur noch 30. Die PDS 
käme auf 26 Prozent, die 
FDP auf fünf. Die Grünen 
Wurden mit zwei Prozent 
den Einzug in den Bundes- 
^g nicht schaffen. 

ALS UNZULÄSSIG hat 
er   Staatsgerichtshof   des 

Landes Hessen die Grund- 
rechtsklage des Landesver- 
ands der Grünen und eines 
Ärgers gegen das Ergebnis 
er  hessischen   Landtags- 

Wahl am 7. Februar 1999 
^rtickgewiesen. Die Lan- 
esregierung appellierte an 

. pD und Grüne: Sie sollten 
re ständigen Versuche be- 

iden, das Thema Finanzaf- 
äre »am Köcheln zu halten", 
nd   sich   der   politischen 
acharbeit zuwenden. 

GANZJäHRIG, das heißt: 
uber die bisher allein zuläs- 

§en Jubiläums-, Sommer- 
Jnd Winterschlussverkäufe 
'naus, will die hessische 
aidesregierung      künftig 
°nderverkaufsveranstal- 

jUn§en im Einzelhandel er- 
hüben. „Die staatliche Re- 
8ul'erung in diesem Punkt 

KURZ   &   BüNDIG1 

EIN NEUES AMT für Erwin Marsche wski: 
Er wurde mit Wirkung vom 1. Januar zum 
neuen Vorsitzenden des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums (PKGr) gewählt. Dieses 
neunköpfige Gremium kontrolliert die Tätigkeit des Bun- 
desamts für Verfassungsschutz (BfV), des Militärischen 
Abschirmdienstes (MAD) und des Bundesnachrichten- 
dienstes (BND). Neben seiner Aufgabe als innenpoliti- 
schem Sprecher der CDU/CDU-Bundestagsfraktion übt 
Erwin Marschewski ein weiteres verantwortungsvolles 
parlamentarisches Amt aus. Marschewski: „Gerade heute 
sind die Aufgaben der Dienste und der PKGr angesichts 
der Bedrohung durch den internationalen Terrorismus von 
eminenter Bedeutung. Sie gewährleisten die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung in Deutschland, wehren 
mögliche Eingriffe von außen ab und bekämpfen u.a. Ter- 
rorismus, Waffenhandel und Geldwäsche. 

stammt aus der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise. Sie ist 
unter den heutigen gesell- 
schaftlichen Rahmenbedin- 
gungen überholt", erklärten 
Wirtschaftsminister Dieter 
Posch und Justizminister 
Christean Wagner zu einer 
entsprechenden Bundesrats- 
initiative des Landes. 

KEINE BELEBUNG der 
Konjunktur erwarten die 
deutschen Unternehmer für 
die allernächste Zeit. Erst im 
Jahresverlauf sei mit einem 
eher „kraftlosen Wachstum" 
zu rechnen. Entsprechend 
„gedrückt" ist die Stim- 
mung, wie eine Umfrage 
des Deutschen Industrie- 
und Handelskammertags bei 
mehr als 25.000 Unterneh- 

mern ergab. Die schlechten 
Ertragsaussichten deuten auf 
einen weiteren Anstieg der 
Insolvenzen hin. Auf Abbau 
stehen auch die Zeichen am 
Arbeitsmarkt. 

FAST 70 PROZENT al- 
ler Studenten der Informa- 
tionstechnologie (IT) bre- 
chen ihr Studium vorzeitig 
ab. Das hat der Fachver- 
band BITKOM (Berlin) er- 
mittelt. Die Gründe: man- 
gelhafte Betreuung an vie- 
len Hochschulen, falsche 
Erwartungen der Studen- 
ten, fehlender Praxisbezug 
vor allem im Grundstu- 
dium. Erfolgreich abge- 
schlossen haben im vergan- 
genen Jahr ihr Studium 
5.700 IT-Studenten.      UD 
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NEUE   BUNDESLäNDER 

ULF   FINK 

Das ostdeutsche Gesundheitswesen 
steht vor großen Problemen 

Die Bundesregierung hat 
mit der Einführung der 
sektoralen Budgetierung 
durch das GKV-Solida- 
ritätsstärkungsgesetz 1999 
und die Fortschreibung im 
GKV-Gesundheitsreform- 
gesetz 2000 wesentlich 
dazu beigetragen, dass die 
ambulante medizinische 
Versorgung der Versi- 
cherten nicht mehr lei- 
stungsgerecht honoriert 
wird. Dies führt nicht nur 
zu einer Gefährdung der 
Qualität der medizinischen 
Versorgung; durch die 
Deckelung der ärztlichen 
Honorare sind viele Ärz- 
te insbesondere in Ost- 
deutschland nicht mehr in 
der Lage, ihre Praxis wirt- 
schaftlich zu führen. 

Die Honorare aus kas- 
senärztlicher Tätigkeit lie- 
gen im Durchschnitt um über 
20% niedriger als die west- 
deutscher Ärzte. Aufgrund 
der höheren Krankheitshäu- 
figkeit in den neuen Ländern 
haben niedergelassene ost- 
deutsche Kassenärzte im 
Durchschnitt ein um 15 % 
höheres Arbeitsaufkommen 
als die niedergelassenen 
Kassenärzte in Westdeutsch- 
land. Die Folge ist, dass es 

kaum mehr gelingt, Arztpra- 
xen in ländlichen Regionen 
neu zu besetzen. 

Eine weitere Ungerech- 
tigkeit besteht im Vergleich 
zu Ärzten, die in ostdeut- 
schen Krankenhäusern be- 
schäftigt sind und nach 
„BAT Ost" bezahlt werden. 
Diese erhalten bisher 88,5 % 
und ab dem Jahr 2002 im- 
merhin 90 % des Westge- 
halts. 

Trotz der Besserstellung 
ostdeutscher Krankenhaus- 
ärzte gegenüber niedergelas- 
senen ostdeutschen Kas- 
senärzten sieht es inzwischen 
im stationären Bereich kaum 
besser aus als im ambulan- 
ten: Auch in ostdeutschen 
Krankenhäusern fehlen im- 
mer mehr Fachärzte, die we- 
gen der ungleichen Honorie- 
rung einen Arbeitsplatz in ei- 
nem westdeutschen Kran- 
kenhaus vorziehen. 

Parlamentarische 
Initiativen der Union 

Die CDU/CSU- Bundes- 
tagsfraktion hatte am 28. 
März 2001 einen Gesetzent- 
wurf zur „Einführung des 
Wohnortprinzips   bei   den 

Vereinbarungen über die 
ärztliche Gesamtvergütung" 
(BT- Drs. 14/5694) in den 
Deutschen Bundestag ein- 
gebracht. Ein Gesetzent- 
wurf der Regierungskoali- 
tion zur „Einführung des 
Wohnortprinzips bei Ho- 
norarvereinbarungen für 

Ärzte und Zahnärzte" (BT- 
Drs. 14/5960) folgte erst im 
Mai 2001. 
• Die bundesweite Ein- 
führung des Wohnortprin- 
zips verfolgt den Zweck, 
dass insbesondere die Be' 
triebskrankenkassen gehal- 
ten sind, mit den Kas- 
senärztlichen Vereinigun- 
gen am Wohnsitz des Versi- 
cherten Verträge auszuhan- 
deln. Bislang ist das nicht 
der Fall gewesen. Die Ver- 
gütungen für vertragsärzth' 
ehe Leistungen werden 'u' 
landesunmittelbare Kassen 
(z.B. AOK Sachsen, IK# 
Sachsen) zwischen diesen 
und den jeweiligen KaS' 
senärztlichen Vereinigu11' 
gen vor Ort verhandelt, sog- 
Gesamtvergütung. In de 

Regel zahlen die Kassen da- 
bei (mit befreiender Wif 
kung) mitgliederbezogene 

Kopfpauschalen. Für Er' 
satzkassen   (z.B.   BarniC- 
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NEUE   BUNDESLäNDER1 

UAK) ist dieses Verfahren 
ebenfalls gesetzlich vorge- 
sehen.    Nach    bisherigem 
Kecht können vor allem für 
dle   bundesunmittelbaren 
"etriebskrankenkassen 
Keine   Gesamtvergütungen 
'Kopfpauschalen)   in   den 
Ländern ausgehandelt wer- 
den.   Die   Vergütung   der 
^rzte   erfolgt   stattdessen 
Werden sog. Fremdkassen- 
ausgleich. Den Kassenärzt- 
"chen Vereinigungen in den 

neuen Ländern, in deren Re- 
8'on viele Versicherte dieser 

etriebskrankenkassen 
w°hnen, deren Sitz sich aber 
ln den alten Ländern be fin- 
det' gehen deshalb jährlich 
dreistellige Millionenbeträ- 
§e verloren. Mit Einführung 
es   Wohnortprinzips   soll 

fjeser ungerechte Zustand 
beseitigt werden. 

•Eine am 30. Mai 200 Ivor 
em Gesundheitsausschuss 
es Deutschen Bundestages 

JJrchgeführte Anhörung zur 
hlnführung  des   Wohnort- 
Prinzips machte allerdings 

utlich, dass es weiterge- 
hender Maßnahmen bedarf, 

•n die  Unterfinanzierung 
er vertragsärztlichen Ver- 
r§ung in den neuen Län- 

ern zu beseitigen. Mit ei- 
eni Änderungsantrag (BT- 
rs- 14/6608) beabsichtigte 

f'eCDU/CSU-Bundestags- 
^aktion, die Vergütung kas- 

ärztlicher Leistungen in 
en neuen  Bundesländern 

ab 2001 in zwei Jahres- 
schritten um zusätzlich (zur 
Grundlohnsummensteige- 
rung) 5%-Punkte anzuhe- 
ben. Dies hätte ab dem Jahr 
2002 immerhin zu einer 
Vergütung von 87 % des 
Westniveaus und damit zu 
einer größeren Verteilungs- 
gerechtigkeit geführt. 

Sowohl Gesetzentwurf 
als auch Änderungsantrag 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion sind mit rot- grüner 
Stimmenmehrheit am 6. Juli 
2001 im Deutschen Bundes- 
tag abgelehnt worden. 

Vermittlungsergebnis: 
ein Kompromiss 

Nach vielen Bemühun- 
gen um einen Kompromiss 
einigten sich die Mitglieder 
des Vermittlungsausschus- 
ses am 7. November 2001 
auf folgendes Ergebnis: Bei 
der Vereinbarung der Ge- 
samtvergütung für die Jahre 
2002 bis 2004 soll die 
Veränderungsrate in Ost- 
deutschland um jährlich bis 
zu 3 %-Punkte, insgesamt je- 
doch höchstens 6 %-Punkte, 
überschritten werden, sofern 
in dem genannten Zeitraum 
die damit verbundenen 
Mehrausgaben durch Min- 
derausgaben bei den Lei- 
stungen von Krankenkassen 
und Leistungserbringer in 
dem jeweiligen Land erwirt- 

schaftet werden und inso- 
weit die Beitragssatzstabi- 
lität durch die Erhöhung 
nicht gefährdet wird. 

Höchstens als 
Teilerfolg zu werten 

Der im Vermittlungsaus- 
schuss erzielte Kompromiss 
ist alles in allem höchstens 
als Teilerfolg zu werten, und 
zwar allein vor dem Hinter- 
grund, dass im Gesetzent- 
wurf der Regierungskoali- 
tion zur Einführung des 
Wohnortprinzips ursprüng- 
lich überhaupt keine zusätz- 
liche Anhebung der Arztho- 
norare Ost vorgesehen war. 

Ob die im Vermittlungs- 
ergebnis angestrebte Ho- 
noraranhebung zugunsten 
der ostdeutschen Kassen- 
ärzte unter den genannten 
Voraussetzungen auch tat- 
sächlich erreicht werden 
kann, steht in den Sternen! 
Tatsache ist dagegen, dass 
bereits heute mehr und mehr 
Arztpraxen in den neuen 
Ländern leer stehen, und dass 
immer mehr Arztpraxen in 
Ostdeutschland nur noch mit 
Notdienst betrieben werden 
können. Tatsache ist auch, 
dass es viel weiter gehender 
Schritte bedarf, um die medi- 
zinische Versorgung der 
Menschen in Ostdeutschland 
dauerhaft auf sichere Beine 
zu stellen. UD 
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'VORBEREITUNGEN AUF DEN WAHLKAMPF 

CHRISTLICH      DEMOKRATISCHE      UNION      DEUTSCHLANDS 

INFOS       INTERAKTIV       AKTIONEN       SERVICE       ORGANISATION KANOINET 

tfejttj <~#<* 
.CDU.d« >> www.CDUCSU 

'4'lLf 
DAS   MITGLIEDtÜNETZ 

Mit dem Internet fit für den Wahlkampf 
Das Internet spielt eine im- 
mer wichtigere Rolle in 
der politischen Kommuni- 
kation - sowohl innerhalb 
der Partei als auch bei den 
Wählern. 

Dass die CDU hier auf 
dem richtigen Weg ist, zeigt 
sich daran, dass www.edu. 
de im Vergleich der Internet- 
Angebote der politischen 
Parteien auf Platz eins liegt. 
Den Kompetenzvorsprung 
wollen wir auch im Bundes- 
tagswahlkampf nutzen. 

Was ist das 
KandiNet? 

Eine zentrale Rolle in der 
parteiinternen Wahlkampf- 
Kommunikation wird das 
KandiNet unter www. kan- 
dinet.de spielen. Im Kandi- 
Net finden die Bundestags- 
kandidaten und Kreisge- 
schäftsführer eine vollstän- 
dige Übersicht über den 
Kandidaten-Serv ice der Bun- 
desgeschäftsstelle für die 
Bundestagswahlen am 22. 
September. 

Der Online-Service der 
Bundesgeschäftsstelle wird 
den Schwerpunkt im Kandi- 
Net zunächst auf die not- 

wendigen Vorbereitungen 
des Wahlkampfs legen. In 
der heißen Phase werden auf 
diesem Weg aktuelle Infor- 
mationen, Argumentations- 
hilfen und Redebausteine 
zur Verfügung gestellt. 

Für wen ist das 
KandiNet? 

Diese Internet-Plattform 
wurde speziell für die Bun- 
destagskandidaten und de- 
ren Wahlkampfteams kon- 
zipiert und programmiert. 

Sobald ein Bundestags- 
kandidat nominiert ist, kann 
er sich mit seiner Mitglieds- 
nummer ins KandiNet ein- 
wählen. 

KANbntJ 
» KandiNet Homepage 

Wahlkampf- 
organisation 
Eigendarstellunc 
Ideenbörse 
Hintergrund 
Informationen 
Fakten und Argumente 

Service der 
Bundesgeschäftsstelle 
Ansprechpartner 

News 

Wahlkampfmitarbeiter 
müssen sich unter kandi- 
net@cdu.de registrieren 
lassen. Sobald die Mitarbei- 
ter einen formlosen Nach- 
weis für ihre Zugehörigkeit 
zu einem Wahlkampfteam 
erbracht haben, erhalten sie 
einen eigenen Zugangs- 
code. Das geht schnell und 
unbürokratisch. 

Was finde ich im 
KandiNet? 

Der nominierte Kandidat 
und sein Team erhalten im 
KandiNet ein umfassendes 
Informationspaket zu alletl 

notwendigen Vorbereitun- 
gen eines erfolgreichen 
Wahlkampfs. Im Augen- 
blick umfasst das Angebot: 
• eine vollständige Über- 

sicht über die Leistunge11 

des Kandidaten-Service- 
• einen Leitfaden zur 

Kampagnen-Planung, 
• Seminar-Angebote, 
• Materialien zur Werbe- 

linie, 
• wahlkampfrelevante 

Internet-Links und nütz' 
liehe Tipps, 

• wichtige Kontakt- 
adressen. 
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*> Anmeldung 

Bitte identifizieren Sie sich als CDU-Mitglied. 

Ihr Nachname 

Ihre Mitgliedsnummer 

r 
Anmelden 

Im KandiNet erhalten 
Kandidaten darüber hinaus 
Angebote und Hinweise zur 
Erstellung von Prospekten, 
Plakaten und Visitenkarten 
s°wie ihrer persönlichen 
"ornepage. 

Sie finden Vorschläge 
*Ür geeignete Kleinwerbe- 
mittel und Tipps zur Kam- 
Pagnen-Planung. Bei Fra- 
§en zur strategischen An- 
lage des Wahlkampfs hilft 
Herbert Müller. Sein Bera- 
lUngsangebot   kann   eben- 

MITGtitDi/UISWflS 

CDU 

Hier stetit Itire Mitgliedsnummer. 

falls über das KandiNet ab- 
gerufen werden. 

Das Angebot wird erwei- 
tert durch eine „Ideen- 
börse", mittels derer sich die 
Kandidaten über ihre Wahl- 
kampf-Aktionen austau- 
schen können. 

Wie komme ich ins 
KandiNet? 

Das KandiNet erreichen 
Sie    unter    der    Internet- 

Adresse www.kan- 
dinet.de. Bitte ge- 
ben Sie einfach 
diese Adresse in 
die Kommando- 
zeile Ihres Brow- 
sers ein (Netscape 
Navigator oder 
Microsoft Internet 
Explorer). Zusätz- 
lich finden Sie im 
öffentlichen In- 
ternet-Agebot der 
CDU unter www. 
cdu.de in der rech- 
ten Spalte einen 

Link zum Mitgliedernetz. 
Über beide Wege gelan- 

gen Sie zu einer Eingabe- 
Maske, in die Sie nur noch 
Ihren Nachnamen und Ihre 
Mitgliedsnummer eingeben 
müssen. 

WICHTIG: In den Sicher 
heitseinstellungen Ihres In- 
ternet-Browsers müssen die 
so genannten cookies akti- 
viert sein. Dies ist Voraus- 
setzung für die Nutzung des 
KandiNet. 

KANDIDATENSERVICE: Seit Ende 
Juni im letzten Jahr ist die • Kandidaten- 
Hotline geschaltet: 030/220 70-233. • 
Kandidatenplakate: Auch zur Produk- 
tlon ihrer Plakate erhalten die Kandidaten 
e,n entsprechendes Angebot. • Fotoser- 
Vlce: Um ein einheitliches Bild der Kandi- 
daten für Plakate und Prospekte zu ge- 
währleisten, werden Fototermine gegen 

Kostenerstattung den Kandidaten angebo- 
ten. Erste Fototermine sind bereits durch- 
geführt worden. Weitere finden im März 
statt. • Kandidatenprospekte: Anfang 
März erhalten die Kandidaten zwei Ver- 
sionen eines Musterprospekts mit einem 
entsprechenden Produktionsangebot. • 
Teamausstattung: Angebot an T-Shirts, 
Jacken, Caps mit Eindruckmöglichkeiten. 
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1 A u s  ANLASS   DES   65.   GEBURTSTAGS  VON   RITA  SüSSMUTH 

Dialog der Kulturen - Worauf es ankommt 
„Wir müssen die Mauern 
der Vorurteile einstürzen 
lassen" lautete die zentrale 
Forderung bei der gemein- 
samen Veranstaltung der 
CDU und der Frauen- 
Union zum Thema „Dialog 
der Kulturen - Worauf es 
ankommt" in Berlin. 

Professor Johannes Läh- 
nemann plädierte in seinem 
Einführungsreferat für „Vi- 
sionen ohne Illusionen" auf 
dem Weg zu einer Verstän- 
digung von Menschen aus 
unterschiedlichen Kultur- 
kreisen in Deutschland. 

Emine Demirbükcn, Ex- 
pertin für Bi ldungs- und Aus- 
länderfragen aus Berlin, Mi- 
chel Friedman, Vizepräsi- 
dent des Zentralrats der Ju- 
den in Deutschland, Barbara 
John, Ausländerbeauftragte 
des Senats von Berlin, und 
Jürgen Micksch, geschäfts- 
führender Vorsitzender des 
Interkulturcllcn Rats, disku- 
tierten unter Leitung des Di- 
rektors der Evangelischen 
Akademie Loccum, Fritz Er- 
ich Anheim, über Wege des 
Dialogs. 

Den ersten Schritt 
auf den anderen 

zu machen 

Das Fazit der Teilneh- 
mer, die alle selbst aktiv 

daran beteiligt sind, die Ver- 
ständigung von Menschen 
unterschiedlicher kulturel- 
ler Herkunft voranzutrei- 
ben, lautet: Es ist wichtig, an- 
zufangen und den ersten 
Schritt auf den anderen zu zu 
machen. Kenntnis der eige- 
nen Identität, Toleranz und 
Freiheit des Einzelnen sind 
tragende Elemente, ohne die 
ein Dialog der Kulturen nicht 
zum Erfolg führt. Dabei 
kommt es insbesondere auf 
die Vermittlung der religiö- 
sen Grundlagen der eigenen 
Kultur an. Dies schließt die 
Notwendigkeit von islami- 
schem Religionsunterricht in 
deutscher Sprache von in 
Deutschland ausgebildeten 
Lehrern ein. Toleranz bedeu- 
tet   die   Verteidigung   von 

Werten und nicht das 
Beharren auf starren 
Prinzipien. Wichtig 
istauch,dasswirnicht 
nur nach Konsens su- 
chen, sondern, dass 
wir lernen eine kon- 
struktive Streitkultur 
zu leben. 

Angela Merkel 
und Maria 

Böhmer danken 
Rita Süssmuth 

Zu der Veranstal- 
tung hatten CDU und 

Frauen-Union aus Anlass 
des 65. Geburtstages von 
Rita Süssmuth, Bundestags- 
präsidentin a.D. und Ehren- 
vorsitzende der Frauen- 
Union, eingeladen. Die Par- 
teivorsitzende Angela Mer- 
kel betonte in ihrer Anspra- 
che, dass Rita Süssmuth mit 
ihrem politischen Lebens- 
werk für den interkulturel- 

len Austausch stehe. 
Die Bundesvorsitzende 

der Frauen-Union, Maria 
Böhmer, würdigte ihre Vor- 
gängerin als ein Symbol für 

den Aufbruch der Frauen in 
der CDU und für die Frauen 
insgesamt. Dank ihrer lang' 
jährigen Arbeit sei die FraU- 
en-Union zu einer festen 
Größe im politischen Gefüge 

der CDU geworden. UP 
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C D A - BU N DESV0RSITZENDER     H ERMAN N - J0SEF    ARENTZ: 

Wir setzen uns gemeinsam mit den 
Gewerkschaften für gute Betriebsräte ein 
Der Betriebsrat als Inter- 
essenvertretung der Ar- 
beitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer im Betrieb ist 
em wichtiges Instrument 
'ur die Sicherung des so- 
hlen Friedens. Betriebs- 
ratsmitglieder leisten da- 
•tt't einen Dienst, der über 
die Grenzen des Betriebes 
"'naus für unsere Gesell- 
schaft sehr wertvoll ist. 

Noch immer gibt es viele 
betriebsratsfähige Betriebe, 
ln denen keine Betriebsräte 
vorhanden sind. Viele Be- 
rgschaden haben in der 

ergangenheit zu spät ge- 
merkt, dass es auch für ihren 
betrieb besser gewesen wä- 
re> wenn ein Betriebrat be- 
fanden hätte. 

Kandidaten gesucht 

Nach den geänderten 
Wahlvorschriften des Be- 
r|ebsverfassungsgesetzes 

BETRIEBSRATS- 
WAHLEN   I N 

DIESEM   JAHR: 
1 .   MÄRZ 

BIS   3 1.   MAI 

Wählt gute 
Betriebsräte 

CDA 

können ab sofort in Be- 
trieben ohne Betriebsrat 
Wahlen eingeleitet werden, 
wenn die Beschäftigten dies 
wollen und Kandidatinnen 
und Kandidaten zur Verfü- 
gung stehen. 

Die CDA appelliert an 
die Arbcitnchmcrinncn und 
Arbeitnehmer, Wahlen ein- 
zuleiten und sich als Kandi- 
daten zur Verfügung zu stel- 
len. Wir wollen, dass poli- 
tisch engagierte Arbeitneh- 
mer im Betriebsrat und um- 
gekehrt Betriebsralsmitglie- 
der in den demokratischen 
Parteien mitarbeiten. Be- 
triebsräte stehen mitten im 
Leben und mitten in der Ar- 
beitswelt. Sie müssen von 
den Parteien gehört und un- 
terstützt werden, damit die 
Politik die „Bodenhaftung" 
nicht verliert. Aber die Par- 
teien sind aufgerufen, Par- 

teipolitik aus den Betriebs- 
räten herauszuhalten, wie es 
dem Geist des Betriebsver- 
fassungsgesetz entspricht. 
Keine demokratische Grup- 
pe in der Arbeitnehmer- 
schaft darf von der Mitarbeit 
ausgeschlossen oder be- 
nachteiligt werden. 

Einander helfen 

Die CDA wendet sich ge- 
gen alle Bestrebungen, Be- 
triebsräte und Gewerkschaf- 
ten zu spalten. Beide Institu- 
tionen brauchen und ergän- 
zen einander. Wir wollen 
starke Gewerkschaften, Ge- 
werkschaften, die bereit 
sind, den Betriebsratsmit- 
gliedern - ungeachtet der 
politischen Orientierung - 
zu helfen, ihr Amt wir- 
kungsvoll auszufüllen. Wir 
setzen uns gemeinsam mit 
den Gewerkschaften für 
gute Betriebsräte ein. 

OIÜBT/J 
Weitere Informationen - 

Gesetz/Wahlordnung, 
Wahlformulare, Falt- 
blätter/Flugblätter, 
Werbematerial der 

CDA, Seminarangebote 
- www.cda-bund.de 

UID 5/2002- 19 



AUFGELESEN 

MEINUNGSBILD 

Schröder auf einer 
sinkenden Bohrinsel 

Die Pannenserie zieht Schrö- 
ders Kabinett nach unten. Im 
Meinungsbild hat Rot-Grün 
keine Mehrheit mehr. Die 
jüngste Forsa-Umfrage ist 
ein Warnsignal. Gründe gibt 
es viele. Entscheidend ist, 
dass der Kanzler wie auf ei- 
ner sinkenden Bohrinsel 
sitzt. Er kann das Niveau des 
Regierens nicht halten. Stoi- 
ber ist ein ernster Herausfor- 
derer, harter, solider Arbei- 
ter - ohne Allüren. Schröder 
schwingt Worte. Dieser Un- 
terschied beginnt zu wirken. 

BildZeitung 

SCHARPING 

Maulkorb 

Über guten Stil lässt sich be- 
kanntlich trefflich streiten, 
über den schlechten Bundes- 
verteidigungsminister längst 
nicht mehr. Darf aber der 
Vorsitzende   des   Bundes- 

wehrverbands, Oberst Gertz, 
seinen obersten Vorgesetz- 
ten als „Witzblattfigur der 
Bundesregierung" titulie- 
ren? Nach Meinung von Ge- 
neralinspekteur Kujat nicht. 
Das Verteidigungsministe- 
rium prüfe disziplinarrecht- 
liche Schritte. Mehr als frag- 
lich ist, ob sich tatsächlich 
auf diesem Wege das mehr- 
fach ramponierte Ansehen 
des SPD-Politikers wieder 
herstellen lässt. Immerhin 
durfte Gertz noch im vergan- 
genen September über den 
hin und wieder behelmten 
Bademeister von der Hardt- 
höhe feststellen, er habe 
„jegliche Autorität" bei den 
Soldaten verloren. 

Frankfurter Allgemeine 

„BLAUER   BRIEF 

Pyrrhussieg 

Mit Mühe und Not ist es Bun- 
desfinanzminister Eichel ge- 
lungen, die Verwarnung aus 
Brüssel abzuwehren. Das 
mag für die Wahlkampf Stra- 
tegen der SPD ein innenpoli- 
tischer Erfolg sein. Es ist 
aber in jedem Fall eine Nie- 

derlage für Europa. In einer 
hektischen Sitzung hat der 
EU-Ministerrat einen Grund- 
pfeiler der Währungsunion 
eingerissen: den Stabilitäts- 
pakt.   Süddeutsche Zeitung 

Schröder kündigt 
Stabilitätspakt auf 

Vor vier Jahren schmiedeten 
die Deutschen den Stabili- 
tät spukt für Europa. Diesen 
Pakt hat Kanzler Schröder 
jetzt aufgekündigt. Mit mas- 
siven Druck hat er den blau- 
en Brief wegen hoher Schul- 
den an seine eigene Adresse 
verhindert. Er hat die Inter- 
essen der Bürger an finanzi- 
eller Solidität dem Wahl- 
kampfinteresse seiner Par- 
tei,der SPD , geopfert. Schlim- 
mer noch: Nach Schröders 
Mauschelei sind in Europa 
dem Missbrauch Tür und To' 
geöffnet. BildZeitung 

Unverantwortlich 

Die Opposition wird "" 
Wahlkampf dafür sorgen^ 
dass die eigentlich berech- 
tigte Mahnung der EU-Kom- 
mission    nicht    vergessen 
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Wrd. Und Eichel hat nichts 
ütehr, womit er auf verstärk- 
tes Sparen in Bund, Ländern 
Und Gemeinden drängen 
kann. Der „blaue Brief 
Wäre ein schönes Drohmittel 
gewesen. Innerhalb Europas 
Verliert Deutschland an An- 
Sehen, und die EU-Kommis- 
sion ist geschwächt. Schrö- 
der hat unverantwortlich ge- 
nudelt. Die Welt 

Jetzt höhere Steuern? 

Eichel  hat  sich   von  dem 
b'cuen Brief der EU mit Ver- 
sP>echen frei gekauft, die er 
n<*ch Ansicht der meisten Fi- 
nanzexperten   nicht  halten 
kann: dass die öffentlichen 
haushalte der Bundesrepu- 
hl'kbis2004 unterdemStrich 
So gut wie keine Fehlbeträge 

ehr aufweisen würden. Der 
CJ>UICSU-Fraktionschef im 
Bundestag, Friedrich Merz, 
kommentierte: „Das glaubt 
n'yand. "Eine mögliche Er- 
'ärung dafür, wie der Mini- 
er   sein   Ziel   erreichen 

konne, liefern das Kieler In- 
st,tM für Weltwirtschaft und 
«vsD/WinBerlin: Das große 
Paren werde jetzt nicht aus- 
gehen. Statt dessen seien 

Steuererhöhungen zu be- 
fürchten.     Rheinische Post 

STIEGLER 

Klinischer Fall 

Die Versuche des stellvertre- 
tenden Fraktionsvorsitzen- 
den der SPD, Ludwig St leg- 
ier, Christdemokraten und 
Liberalen per nachträglicher 
Sippenhaftung die Mitschuld 
an der nationalsozialisti- 
schen Diktatur anzuhängen, 
sind so absurd, so bar histo- 
rischen Verständnisses, dass 
man den Fall in jeder selbst- 
bewussten Demokratie in den 
Bereich des Klinischen ver- 
weisen und zur Tagesord- 
nung übergehen würde. Dass 
führende Politiker der rot- 
grünen Koalition sich nicht 
zu einer Distanzierung durch- 
ringen können, lässt aller- 
dings die Frage aufkommen, 
ob hinter dem Wahnsinn 
nicht doch Methode steckt. 
Angesichts der Regierungs- 
bilanz wäre es verständlich, 
wenn Schröders Strategen 
den Wahlkampf nicht poli- 
tisch, sondern als Kampagne 
gegen eine rechte Gefahr füh- 

ren wollten. Zu rechtfertigen 
wäre es nicht Die Welt 

TERRORISMUS 

Wo, warum und unter 
wessen Patronat? 

Die Muslime dürfen sich 
nicht der Aufgabe verwei- 
gern, zu ergründen, wo, wa- 
rum und unter welchen poli- 
tischen Konstellationen Isla- 
mismus und Fundamen-ta- 
lismus gedeihen und wo, 
warum und unter wessen Pa- 
tronat sie die Grenze zum 
Terrorismus überschreiten. 
Der Vorwurf, der Westen 
setzte nach den Anschlägen 
von New York und Washing- 
ton Islam und Terrorismus 
gleich, verrät nur, dass der 
Wille zur Selbsteiforschung 
noch nicht hinreichend aus- 
geprägt ist. Die Suche müsste 
auch das Trennende zutage 
fördern, das sich in entge- 
gengesetzten gesellsc • haftli- 
chen Entwürfen widerspie- 
gelt und in politischen Orga- 
nisationsformen, die von der 
Demokratie bis zur Despotie 
reichen. 

Frankfurter Allgemeine 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Gestaltungs- 
vorschlag für die 
Aktionwoche 
„Deutschland 
braucht wieder 
eine gute 
Wirtschaftspolitik" 

Canvassingstand gestaltet 
mit unserem Aktionsplakat 
und den CDU-Logo auf der 
Aufsatzblend. 

Logo-Bogen CDU 
12 Aufkleber 
in verschiedenen Größen 
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OFFEN TLICHKEITSARBEIT1 

Wirtschaftswachstum 
[«ade by Schröder - 
Letzter in Europa. 

CDU 

Plakat 

„Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa." 

DIN Al 

Best-Nr.: 7812 

50 Expl. 18,-€ 

Leporello 

„Wirtschaftswachstum" 

Best-Nr.: 2813 

100 Expl. 15,- € 

Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa. 

CDU 
Deutschland braucht wieder eine gute Wirtschaftspolitik. 

Postkarte „400 Euro" 

Best-Nr.: 9814 

500 Expl. 40,-€ 

Werbemittel 

„Saatpostkarte Wildblume" 

Best-Nr.: 9811 

200 Expl. 80,-€ 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190   53348 
Rheinbach   PVSt,   Deut 
sehe   Post  AG   Entgelt 
bezahlt. 

Postkarten-Edition 

„Wirtschaftswachstum made my Schröder" 

Best-Nr.: 9815 

5 Sets (1 Set = 6 Motive) 1,85 € 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 

BESTELLANSC 

,/-// 
Bertelsmann Distribution G"1. 

-IS-Versandzentrum-    } 

Postfach I162J3759 Vers»«' 
Tclcfax05241-8041S9- 

e-mail: 
uiu-slwp@bertelsiii""n" 


